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4886
Aufhebung einiger Bestimmungen der als Verordnungen zu
wertenden Beschlüsse des Ausschusses der Oberösterreichischen
Rechtsanwaltskammer vom 10. Juli 1951, 25. November 1955
und 23. Dezember 1955. Ständige Vertreterversammlung der
österreichischen Rechtsanwaltskammern ;Rechtsnatur . § 23Rechts-
anwaltsordnung verleiht sowohl der Kammer (Plenarversammlung)
als auch dem Ausschuß die Befugnis zu behördlichen Maßnahmen.
Keine Befugnis beruflicher Selbstverwaltungskörper, ohne bundes-
verfassungsgesetzliche Grundlage selbständige oder gesetzes-

ändernde Verordnungen zu erlassen
Erk. v. 16. Dezember 1964, V 28, 29/64

I. Die Worte: " ... b) wenn sie dem Zwecke der Beschaffung eines nicht
standesgemäß entlohnten anwaltlichen Rechtsschutzes dient." (Beschluß des
Ausschusses der Oberösterreichischen Rechtsanwaltskammer vom 10. Juli 1951
und 25. November 1955) werden nicht als gesetzwidrig aufgehoben.

11. Aus den als Verordnungen zu wertenden Beschlüssen des Ausschusses
der Oberösterreichischen Rechtsanwaltskammer werden als gesetzwidrig
aufgehoben:

a) der Satz: "Dabei darf jedoch der Kostennachlaß nur so weit gehen,
daß dem Anwalt jedenfalls die Barauslagen und ein Regiebeitrag
von mindestens 25% der tarifmäßigen Verdienstsätze (einschließlich
des Einheitssatzes) zu vergüten sind." im Punkt 39 des Beschlusses
vom 10. Juli 1951,

b) die Bestimmungen der Beschlüsse vom 25. November 1955 und
23. Dezember 1955:

,,1. Ein Rechtsanwalt darf die ihm von einem Inkassobüro ange-
botene Vertretung einer Partei, die in einem anderen Bezirksgerichts-
sprengel als er selbst ihren Wohnsitz hat und nicht sein ständiger Klient
ist, nicht übernehmen, es wäre denn, daß in dem Bezirksgerichtssprengel
der Partei keine Rechtsanwaltskanzlei besteht oder die Partei eine
Vertretung durch Rechtsanwälte ihres Sprengels ausdrücklich aus-
schließt.

2. Ein Rechtsanwalt darf die ihm von einem Inkassobüro ange-
botene Vertretung einer Partei nicht übernehmen, wenn ihm nicht
die schriftliche Erklärung der Partei vorgelegt wird, daß ihr die Wahl
des Anwaltes freigestellt wurde und sie entweder ihn unter nament-
licher Anführung mit der Vertretung zu betrauen wünscht oder erklärt,
daß sie die Auswahl des Rechtsanwaltes dem Inkassobüro überläßt.

4. Kostenvereinbarungen zwischen Rechtsanwalt und Inkassobüro
sind unzulässig."

III. Der Bundesminister für Justiz ist verpflichtet, diese Aufhebungen
unverzüglich im Bundesgesetzblatt kundzumachen.

Entscheidungsgründe :
1. a) Der Verfassungsgerichtshof hält an der in der Begründung

seines Erk. Slg. Nr. 2150/1951 ausgesprochenen Rechtsansicht fest,
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daß § 23 der Rechtsanwaltsordnung sowohl der Kammer (Plenar-
versammlung) als auch dem Ausschuß die Befugnis zu "behördlichen
Maßnahmen auf dem Gebiete der Wahrung der Ehre, des Ansehens
und der Rechte wie auch der Überwachung der Pflichten des Rechts-
anwaltsstandes verleiht. Entsprechend dieser Auffassung sind dem-
nach sowohl die Kammer (Plenarversammlung) als auch der Aus-
schuß befähigt, generelle und individuelle Normen zu erlassen.

b) Es ist vorerst zu prüfen, ob die in Prüfung gezogenen Be-
stimmungen generelle Normen sind oder etwa nur unverbindliche
Ratschläge oder Empfehlungen an die Kammermitglieder.

Die ständige Vertreterversammlung der österreichischen Rechts-
anwaltskammern hat bei ihrer Tagung in Wien am 9. Juni 1951
die gegenwärtige Fassung der Richtlinien für dieAusübung des Rechts-
anwaltsberufes zusammengestellt. (Diese sind bei Leonhard.Heller,
Die Rechtsanwaltsordnung, Manz, 4. Auflage, 1951, auf S. 171 ff.
abgedruckt.) Die ständige Vertreterversammlung ist eine freiwillige
Einrichtung, der infolgedessen die Fähigkeit abgeht, verbindliche
Anordnungen zu treffen. Dem Inhalte der von ihr zusammen-
gestellten Richtlinien kommt daher eine rechtliche Bedeutung nur
nach Maßgabe der Beschlüsse der einzelnen Rechtsanwaltskammern zu.

Der Ausschuß der Oberösterreichischen Rechtsanwaltskammer
hat in seiner Sitzung vom 11. April 1951 die damals vorliegende
Fassung der von der Ständigen Vertreterversammlung beschlossenen
Richtlinien genehmigt und in seiner Sitzung vom 10. Juli 1951 die am
9. Juni 1951 von der Ständigen Vertreterversammlung beschlossene
Textänderung, die hauptsächlich den Punkt 33 betraf, zur Kenntnis
genommen und für seinen Kammerbereich beschlossen.

Für das vorliegende Prüfungsverfahren kommen die Punkte
33 und 39 dieser für den Bereich der Oberösterreichischen Rechts-
anwaltskammer beschlossenen Richtlinien in Betracht.

In Punkt 33 heißt es (Abs. 1), daß der Rechtsanwalt Inkassobüros
und ähnlichen Unternehmungen weder als Mitglied noch in anderer
Form angehören darf. Ferner (Abs. 2) wird gesagt, daß die Vertretung
von Inkassobüros und ähnlichen Unternehmungen und ihrer Mit-
glieder nur im Rahmen ihrer gesetzlichen Befugnisse gestattet ist;
sie ist insbesondere dann verboten, "a) wenn sie von Vereinbarungen
begleitet ist, die Ehre und Ansehen des Standes zuwiderlaufen, b) wenn
sie dem Zwecke der Beschaffung eines nicht standesge-
mäß entlohnten anwaltlichen Rechtsschutzes dient;'
c) wenn zwischen dem Rechtsanwalt und der materiell berechtigten
Partei nicht ein unmittelbares Vollmachtsverhältnis hergestellt wird."
Nach Abs. 3 dieses Punktes ist jede berufliche Verbindung mit einem
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Winkelschreiber oder einer der Winkelschreiberei verdächtigen
Person standeswidrig.

Punkt 38 bezeichnet es als in der Regel unzulässig, im voraus
Nachlässe von den tarifmäßigen Kosten zu gewähren. Nach Punkt 39
ist es jedoch zulässig, ständigen Klienten in sogenannten Kurrentien-
sachen im voraus Kostennachlässe zu gewähren, für den Fall, als die
Forderungen an Haupt- und Nebensachen nicht einmal bis zur Höhe
der tarifmäßigen Anwaltskosten einbringlich gemacht werden können.
Als Kurrentiensachen werden streitige oder außerstreitige Ange-
legenheiten einfacher Art des gleichen Klienten, die häufig und regel-
mäßig zu bearbeiten sind und keine besondere Mühewaltung er-
fordern, bezeichnet. Der daran anschließende Schlußsatz lautet:
"Da bei darf jedoch der Kostennachlaß nur so weit
gehen, daß dem Anwalt jedenfalls die Barauslagen und
ein Regiebeitrag von mindestens 25% der tarifmäßigen
Verdienstsätze (einschließlich des Einheitssatzes) zu ver-
güten sind."

In seiner Sitzung vom 7. Oktober 1955 hat der Ausschuß der
Oberösterreichischen Rechtsanwaltskammer einen als Leitsatz be-
zeichneten Beschluß gefaßt, demzufolge jede wie immer geartete
Verbindung eines Rechtsanwaltes mit einem Inkassobüro oder mit
ähnlichen Einrichtungen (Kreditorenverbänden u. dgl.) als standes-
widrig erklärt wurde.

Nach einer Fühlungnahme mit der Landesinnung, welcher die
Inkassobüros angehören, hat der Ausschuß der Oberösterreichischen
Rechtsanwaltskammer in seiner Sitzung vom 25. November 1955
den Beschluß gefaßt, den am 7. Oktober 1955 aufgestellten Leitsatz
zunächst außer Kraft zu setzen und probeweise eine Verbindung
eines Rechtsanwaltes mit Inkassobüros und ähnlichen Einrichtungen
(Kreditorenvereinen) nicht zu beanständen, wenn der hiemit wieder
voll in Kraft gesetzte Punkt 33 der Richtlinien - ferner die für das
Anlaßverfahren und damit für das vorliegende Verordnungsprüfungs-
verfahren nicht in Betracht kommenden Punkte 42 und 48-genau
eingehalten und darüber hinaus noch weitere Bedingungen erfüllt
werden, die in der Sitzung vom 23. Dezember 1955 ergänzt wurden.
Die von einem oberösterreichischen Rechtsanwalt bei Verbindungen
mit Inkassobüros (ähnlichen Einrichtungen) neben dem Punkt 33
der Richtlinien außerdem zu beachtenden Bedingungen lauten gegen-
wärtig:

,,1. Ein Rechtsanwalt darf die ihm von einem Inkasso-
büro angebotene Vertretung einer Partei, die in einem
anderen Bezirksgerichtssprengel als er selbst ihren
Wohnsitz hat, und nicht sein ständiger Klient ist, nicht
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übernehmen, es wäre denn, daß in dem Bezirksgerichts-
sprengel der Partei keine Rechtsanwaltskanzlei besteht
oder die Partei eine Vertretung durch Rechtsanwälte
ihres Sprengels ausdrücklich ausschließt.

2. Ein Rechtsanwalt darf die ihm von einem Inkasso-
büro angebotene Vertretung einer Partei nicht über-
nehmen, Wenn ihm nicht die schriftliche Erklärung der
Partei vorgelegt wird, daß ihr die Wahl des Anwaltes
freigestellt wurde und sie entweder ihn unter nament-
licher Anführung mit der Vertretung zu betrauen wünscht
oder erklärt, daß sie die Auswahl des Rechtsanwaltes
dem Inkassobüro überläßt.

3. Vor seinem Einschreiten hat der Rechtsanwalt mit der Partei
unmittelbar Verbindung aufzunehmen, indem er die Vollmacht
von ihr einholt oder sie mindestens von der beabsichtigten Klags-
führung verständigt.

4. Kostenvereinbarungen zwischen Rechtsanwalt und
Inkassobüros sind unzulässig.

Die Abrechnung (einschließlich dcr Abrechnung der Kosten)
erfolgt unmittelbar zwischen Rechtsanwalt und Partei, soweit nicht
diese den Rechtsanwalt anweist, die Abrechnung über das Inkasso-
büro zu pflegen.

5. Dem Anwalt, der eine Forderung eines Gläubigers eintreibt,
ist nicht gestattet, auch eine Erfolgsprovision des Inkassobüros
gegen den Schuldner geltend zu machen, dies auch nicht durch Zu-
schlag dieser Provision zur Hauptsumme. "

Die wiedergegebenen Beschlüsse enthalten imperative Gebots-
und Verbotsvorschriften. Das gilt auch für die Kammerbeschlüsse
vom 25. November 1955 und 23. Dezember 1955. Die darin gebrauchte
Wendung, daß der Ausschuß die Verbindung eines oberösterreichischen
Rechtsanwaltes mit einem Inkassobüro (einer ähnlichen Einrichtung)
bei Einhaltung der beschlossenen Bedingungen nicht beanständen
werde, könnte zwar fürs erste Zweifel an der Normativität der Regelung
erwecken, doch ergibt sich daraus, daß eine unbedingte Verbots-
norm zunächst außer Kraft gesetzt wurde und die neue Regelung
nur probeweise gelten sollte, mit voller Sicherheit, daß der Ausschuß
jedes von dem Inhalte des Beschlusses abweichende Verhalten eines
Rechtsanwaltes als eine Verletzung von Berufspflichten verpönte.

Die wiedergegebenen Beschlüsse sind daher als Verordnungen
einer Bundesbehörde zu beurteilen. Vermerkt sei, daß der Ausschuß
der Oberösterreichischen Rechtsanwaltskammer in seiner in diesem
Verfahren erstatteten Äußerung dieser rechtlichen Beurteilung seiner
Beschlüsse zustimmte.
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c) Die in Prüfung gezogenen Verordnungs stellen sind eine Voraus-
setzung für die im Beschwerdeverfahren vom Verfassungsgerichtshof
zu treffende Entscheidung.

Der im Anlaßverfahren bekämpfte Bescheid der Obersten Be-
rufungs- und Disziplinarkommission für Rechtsanwälte und Rechts-
anwaltsanwärter vom 3. Mai 1963 hat den Beschwerdeführer für
schuldig erkannt,

a) er habe die ihm in der ersten Hälfte 1958 vom Inkassobüro
A. angebotene Vertretung des nicht ständigen Klienten Franz Sch.
aus V. übernommen, obwohl keine ausdrückliche Erklärung vorlag,
daß Sch. eine Vertretung durch Rechtsanwälte des bezirksgericht-
lichen Sprengels ausschließt und daß Sch. die Wahl des Anwaltes dem
A. überläßt, und

b) er habe mit dem Inkassobüro A. insbesondere zugunsten
des Sch. eine unzulässige Kostenvereinbarung getroffen.

Die Formulierung der als erwiesen angenommenen Tathandlungen
übernimmt das Tatbild aus Kammerbeschlüssen vom 25. November
1955 und 23. Dezember 1955, der Inhalt dieser Kammerbeschlüsse
wird in der Begründung des Bescheides wiedergegeben und die Be-
schlüsse werden als Verordnungen gewertet. Die Beschlüsse sind
daher von der im Anlaßfall belangten Behörde angewendet worden;
sie sind damit eine Voraussetzung für die Entscheidung des Ver-
fassungsgerichtshofes im Sinne des Art. 139 B.-VG.

Allerdings hat die Oberste Berufungs- und Disziplinarkommission
für Rechtsanwälte und Rechtsanwaltsanwärter in der Begründung
auch ausgeführt, daß man selbst dann zu keiner anderen Auffassung
(sc. als zu einem Schuldspruch) käme, wenn man "den Zwangs-
charakter einer Verordnung ablehnte", also in den Kammerbeschlüssen
keine Verordnung erblicken sollte.

Diese Eventualbegründung berührt aber nicht die Präjudizialität,
denn sie beruht auf der unrichtigen Ablehnung der Verordnungs-
eigenschaft der Kammerbeschlüsse, zu deren Anwendung die Behörde
verpflichtet war.

d) Dem amtswegigen Verordnungsprüfungsverfahren stehen so-
mit keine Prozeßhindernisse im Wege.

n. Auch für die von Organen von beruflichen Selbstverwaltungs-
körpern erlassenen generellen Normen gilt Art. 18 B.-VG. Bereits
in seinem Erk. Slg. Nr. 2168/1951 hat der Verfassungsgerichtshof
erkannt, daß Art. 18 Abs. 2 B.-VG. auch für die Abgrenzung des
Verordnungsrechtes der Organe der Gemeinden insoweit gilt, als nicht
etwa durch Bundesverfassungsgesetz etwas anderes bestimmt ist,
sodaß auch die Gemeinden, wenn durch Bundesverfassungsgesetz
keine solche Ermächtigung gegeben ist, nicht zur Erlassung selbstän-
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diger oder gesetzesändernder Verordnungen befugt sind. Im Erk.
Slg. Nr. 3993/1961 wurde unter Hinweis auf die Erk. Slg. Nr. 3362/1958,
2635/1954, 3219/1957, 3265/1957 ausgeführt, daß für berufliche
Selbstverwaltungskörper nicht etwas anderes gelten könne. Hieran
hat der Verfassungsgerichtshof auch in seinem Erk. Slg. Nr. 4035/
1961 festgehalten.

Es ist demnach auch die Gesetzmäßigkeit einer von einer Rechts-
anwaltskammer als einer Einrichtung der beruflichen Selbstverwaltung
erlassenen Verordnung an dem Grundsatz des Art. 18 B.-VG. zu
messen.

Das bedeutet aber nach der ständigen Rechtsprechung des Ver-
fassungsgerichtshofes, daß eine solche Verordnung nur dann gesetz-
mäßig ist, wenn sie eine schon im Gesetz selbst getroffene Regelung
näher ausführt.

In. über diese Frage hat der Verfassungsgerichtshof erwogen:
a) § 10 Abs. 2 RAO. besagt, daß der Rechtsanwalt überhaupt

verpflichtet ist, durch Redlichkeit und Ehrenhaftigkeit in seinem
Benehmen die Ehre und Würde des Standes zu wahren. Nach § 23
Satz 2 RAO. obliegt sowohl der Kammer (d. i. Plenarversammlung)
als auch dem Ausschusse die Wahrung der Ehre, des Ansehens und
der Rechte wie auch die überwachung der Pflichten des Rechtsan-
waltsstandes. Die Begriffe Ehre und Ansehen des Rechtsanwalts-
standes haben einen Inhalt, der aus den allgemeinen gesellschaftlichen
Anschauungen und den gefestigten Gewohnheiten des Rechtsanwalts-
standes festgestellt werden kann. Der Inhalt der Rechte und Pflichten
des Rechtsanwaltsstandes ergibt sich aus den auf diesem Gebiete
bestehenden Rechtsvorschriften. Man kann daher nicht sagen, daß
§ 23 RAO. als Ermächtigungsgrundlage für eine Verordnung über-
haupt nicht in Betracht kommen kann. Es ist vielmehr wie auch
sonst zu prüfen, ob im konkreten Fall die Verordnungen eine bereits
im Gesetze selbst enthaltene Regelung nur näher ausführen oder ob
sie, was verfassungswidrig wäre, neues, selbständiges Recht schaffen.

b) § 33 Abs. 2 lit. b der Richtlinien, von dem Ausschuß der Ober-
österreichischen Rechtsanwaltskammer am 10. Juli 1951 beschlossen,
dann außer Kraft gesetzt und am 25. November 1955 wieder in Kraft
gesetzt, verbietet die Vertretung von Inkasso büros und ähnlichen
Unternehmungen und ihrer Mitglieder, "wenn sie dem Zwecke der
Beschaffung eines nicht standesgemäß entlohnten anwaltlichen
Rechtsschutzes dient".

In dieser Bestimmung wird nichts darüber ausgesagt, was unter
einer nicht standesgemäßen Entlohnung zu verstehen ist.

Es kann daher nicht gesagt werden, daß der darin verwendete
Ausdruck einer nicht standesgemäßen Entlohnung auf einer un-
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richtigen Auslegung der im § 23 RAO. gebrauchten Begriffe beruht
und damit gesetzwidrig ist.

Bemerkt wird, daß im Tenor des Erkenntnisses, was im Unter-
brechungsbeschluß unterlassen wurde, auf die Wiederinkraftsetzung
des Punktes 33 der Richtlinien durch den Beschluß vom 25. November
1955 Bezug genommen wurde.

Diese Verordnungsstelle ist daher nicht gesetzwidrig.
e) Die Gesetzmäßigkeit der Bestimmung des Punktes 39 über die

Höhe des bei ständigen Klienten zulässigen Nachlasses an Kosten
in Kurrentiensachen läßt sich aus den allgemeinen Begriffen des
§ 23 RAO. (auch § 10 Abs. 2 RAO.) in keiner Weise ableiten und
läßt sich mit den allgemeinen Begriffen des § 23 RAO., nämlich
Ehre und Ansehen des Rechtsanwaltsstandes, nicht prüfen. Diese
in Prüfung gezogene Bestimmung enthält neues, selbständiges Recht.
Die Verordnungsstelle widerspricht damit dem Art. 18 B.-VG.

d) Punkt 1 des Beschlusses der Oberösterreichischen Rechtsan.
waltskammer vom 25. November 1955 und 23. Dezember 1955 steht
mit § 8 RAO. im Widerspruch. Nach dem Gesetze erstreckt sich
das Vertretungsrecht eines Rechtsanwaltes auf alle Gerichte und Be-
hörden (der Republik Österreich). Es ist offenkundig, daß die Organe
der Rechtsanwaltskammern bei Handhabung der Begriffe der Ehre
und des Ansehens des Rechtsanwaltsstandes nicht ermächtigt sind,
diese durch § 8 RAO. eingeräumte Freiheit der Berufsausübung ein-
zuschränken. Diese Bestimmung ist demnach gesetzwidrig.

e) Selbständige Verordnungen stellen auch die weiteren in Prüfung
gezogenen Verordnungsstellen dar.

Der Punkt 2 des Kammerbeschlusses macht die standesrechtliche
Zulässigkeit der Annahme der von einem Inkassobüro angebotenen
Vertretung einer Partei von verschiedenen Bedingungen abhängig.

Punkt 4 erklärt Kostenvereinbarungen zwischen einem Rechts-
anwalt und einem Inkassobüro, offenbar für Vertretungen von
Parteien, für unzulässig.

Die Gesetzmäßigkeit dieser Regelungen ist an den Begriffen des
Gesetzes nicht meßbar. Es liegt nicht Recht vor, das in den Grund-
zügen durch das Gesetz bereits geschaffen wurde und durch Ver-
ordnungen nur näher ausgeführt wird, sondern neues, selbständiges
Recht. Die Setzung solchen Rechtes steht mit Art. 18 B.-VG. im
Widerspruch.

Diese beiden Verordnungsstellen sind demnach gesetzwidrig.
Hiezu sei noch bemerkt:
Die Beschlüsse, die hier unter d und e erörtert wurden, behandeln

das Verhältnis von Inkassobüros und Rechtsanwälten. Im Jahre
1951 hat d.ie Oberösterreichische Rechtsanwaltskammer d.ie von der
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Ständigen Vertreterversammlung festgestellte Fassung beschlossen.
Dort wurde nur ganz allgemein eine nicht standesgemäße Entlohnung
verpönt und die Herstellung eines unmittelbaren Vollmachtsverhält-
nisses zu der materiell berechtigten Partei verlangt. Der Regelung
über die Unzulässigkeit jeglicher Verbindung mit Inkassobüros folgte
dann das Komprorniß vom November und Dezember 1955. Die
unmittelbare Verbindung mit der Partei wird zwar ebenfalls verlangt,
doch müssen noch weitere Voraussetzungen erfüllt sein, damit die
Vertretung zulässig ist. Es wurden somit drei einander in wesentlichen
Punkten widersprechende Regelungen beschlossen. Es ist augenschein-
lich, daß nicht alle drei voneinander abweichende Regelungen Durch·
führungsbestimmungen zu einer einzigen gesetzlichen Bestimmung
sein können. Das Gesetz gibt aber keine Handhabe zur Beurteilung,
welcher Beschluß dem Gesetze entspricht. Die Mehrheit der Kammer.
beschlüsse macht es augenscheinlich, daß der Kammerausschuß
in der Art eines Gesetzgebers standesrechtliche Normen gesetzt hat,
nicht aber vom Gesetz selbst getroffene Regelungen bloß durchge-
führt hat.

Die hier unter c bis e behandelten Verordnungsstellen waren
demnach als gesetzwidrig aufzuheben.

4887
Wird die Verordnung, welche die Rechtsgrundlage für einen
verwaltungsbehördlichen Bescheid bildet, mit dem eine Geld-
strafe verhängt wird, durch den Verfassungsgerichtshof nach
einem von Amts wegen eingeleiteten Verordnungsprüfungsver-
fahren gemäß Art. 139 B.-VG. aufgehoben, so ist der Bestrafte

. in seinem Eigentumsrecht verletzt. Verletzung des Eigentums-
rechtes

Erk. v. 16. Dezember 1964, B 244/63
Der Bescheid wird als verfassungswidrig aufgehoben.

Entscheidungsgründe:
Mit dem Bescheid der Obersten Berufungs- und Disziplinar-

kommission für Rechtsanwälte und Rechtsanwaltsanwärter (im
folgenden OBDK.) vom 3. Mai 1963 wurde der Beschwerdeführer
in teilweiser Abänderung des Bescheides des Disziplinarrates der
Oberösterreichischen Rechtsanwaltskammer vom 17. September 1962
für schuldig erkannt, 1. er habe die ihm in der ersten Hälfte 1958
vom Inkassobüro A. angebotene Vertretung des nicht ständigen
Klienten Franz Sch. aus V. übernommen, obwohl keine ausdrückliche


